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Matthias Holland-Letz entlarvt scheinheilige Stifter und höchst eigennützige »gemeinnützige« Stiftungen

Toll oder Tollheit? Bis zu einer Million Euro steuerfrei
Von Gerhard Klas

In den vergangenen Jahren sind inDeutschland gemeinnützige Stif-
tungen wie Pilze aus dem Boden

geschossen: 1999 waren es noch
8000, heute sind es knapp 21 000.
Wie sie arbeiten und wie sie gesell-
schaftspolitische Entwicklungen be-
einflussen untersuchte der Journalist
Matthias Holland-Letz.
Stiftungen haben in Deutschland

eine lange Tradition: Es gibt die par-
teinahen Stiftungen. Noch länger zu-
rück reichen die zahlreichen kirchli-
chen Stiftungen, aus denen unter an-
derem Akademien, Waisen-, Kran-
ken- und Armenhäuser hervorge-
gangen sind. Aber sie sind nicht Ge-
genstand der Untersuchung von Hol-
land-Letz, der seit zehn Jahren zum
Thema recherchiert und publiziert. In
seinem Buch beschäftigt er sich mit
Unternehmens- und Konzernstiftun-
gen sowie den reichen Privatiers, die
einen großen Teil der Neugründun-
gen der vergangenen Jahre aus-
machten.
Der Boom ist vor allem auf die

wachsende Zahl üppiger Erbschaften
und auf die enormen Steuererleich-

terungen zurückzuführen, die im Jahr
2000 unter der rot-grünen Bundes-
regierung in die Wege geleitet wur-
den. Mittlerweile können Stifter bis
zu eine Million Euro bei der Ein-
kommenssteuer als »Sonderausga-
ben« geltend machen. Noch lukrati-
ver allerdings ist für sogenannte ge-
meinnützige Stiftungen, dass für sie
sämtliche Gewinne aus Kapitalanla-
gen steuerfrei sind. Dazu gehören
Mieteinnahmen, Aktienpakete und
Unternehmensbeteiligungen. Viele
Stiftungen – etwa die Bertelsmann-
Stiftung, die 75 Prozent der Aktien
des gleichnamigen Konzerns ihr ei-
gen nennt – geben deutlich weniger
über ihre Stiftung aus, als sie an Steu-
ern eingespart haben. Auch die Ro-
bert-Bosch-Stiftung – ebenso ein
Schwergewicht in der Branche – be-
sitzt 92 Prozent des Weltkonzerns.
Das deutsche Stiftungsrecht eröff-

net noch weitere Privilegien. Stifter
und ihre Familien dürfen bis zu ei-
nem Drittel des Stiftungseinkom-
mens privat nutzen. Zudem ist der
Anteil, den sie jährlich an Projekte
ausschütten, die dem Stiftungszweck
entsprechen, nicht gesetzlich festge-
legt. Er soll nur, so das Gesetz, »an-

gemessen« sein. Was angemessen ist,
bestimmt der zuständige Finanzbe-
amte. Im Fall von Robert Bosch heißt
das: Bei zwei Milliarden Euro Netto-
gewinn für die Stiftung im Jahr 2014
hat sie weniger als fünf Prozent aus-
geschüttet: 84 Millionen.

Fast alle Stiftungen – auch die eben
genannten – sind als gemeinnützig
anerkannt. Dabei fördern sie durch-
aus Projekte, die ihnen direkt oder in-
direkt Marktvorteile verschaffen oder
gesellschaftspolitische Entscheidun-
gen im Sinne des Unternehmens oder
einer allgemeinen, neoliberalen Po-

litikagenda vorantreiben. Ein wich-
tiger Akteur ist dabei der »Stifterver-
band der deutschenWissenschaft«, zu
dem 3000 Unternehmen, Unterneh-
mensverbände, Stiftungen & Privat-
personen gehören – aber keine Ge-
werkschaften. Er setzt auf die »Dere-
gulierung« des gesamten Hochschul-
sektors, »zunehmenden Wettbe-
werb« und noch mehr »Kooperation«
der Hochschulen mit der »Wirt-
schaft«. Die »Stiftung Familienun-
ternehmen« wiederum – eine Art
Dachstiftung mit Sitz in Berlin, macht
mobil gegen Mindestlohn und Erb-
schaftssteuer. Andere gemeinnützige
Stiftungen – etwa Bertelsmann in Gü-
tersloh – agitieren offen für TTIP, das
umstrittene Freihandelsabkommen
zwischen der EU und den USA.
Nicht nur für den Bundesverband

Deutscher Stiftungen, der mehr als
4000 Stiftungen vertritt, sind dabei
die USA Vorbild. Philantrophie statt
staatlicher Umverteilung, lautet das
Motto. Statt Rechtsanspruch be-
stimmt dann der vom Stifter festge-
legte Stiftungszweck und das in der
Regel handverlesene Stiftungskura-
torium, wer finanzielle Unterstüt-
zung erhält – und wer nicht. Ebenso

wie der US-Administration gehen
auch dem deutschen Fiskus schon
heute durch die Steuervergünsti-
gungen für das gemeinnützige Stif-
tungswesen wichtige Einnahmen
verloren: In Deutschland fehlen min-
destens 450 Millionen Euro jährlich
in der Staatskasse.
Erstaunlich ist, dass sich Holland-

Letz angesichts der erschütternden
Fakten mit Bewertungen zurückhält,
obwohl sich Begriffe wie »legale
Geldwäsche« und »Entdemokratisie-
rung der Gesellschaft« geradezu auf-
drängen. Stattdessen hat er die Kari-
katuristin Lyonn Redd damit beauf-
tragt, die Zahlen, Fakten und Ge-
schichten mit bissigen Zeichnungen
zu kommentieren. Die Lektüre lässt
nur eine Schlussfolgerung zu: Es wird
höchste Zeit, die Gemeinnützigkeit
der Stiftungen auf den Prüfstand zu
stellen. Matthias Holland-Letz hat mit
seinem gut recherchierten Buch ei-
nen Anfang gemacht.

Matthias Holland-Letz: Scheinheilige
Stifter. Wie Reiche und Unternehmen
durch gemeinnützige Stiftungen noch
mächtiger werden. Backstein-Verlag.
170 S., br., 12,90 €.

Fast alle Stiftungen
fördern Projekte, die
Marktvorteile
verschaffen oder
gesellschaftspolitische
Entscheidungen im
Sinne der Unternehmen
vorantreiben.

Jörg Goldberg berichtet über die Neuerfindung des Kapitalismus im globalen Süden

Die Macht vieltausendjähriger Tradition
Von Jörg Roesler

A nfang der 1990er Jahre
hatte es ausgesehen, als ha-
be das seit Beginn des 20.
Jahrhundert von den USA

geführte kapitalistische Wirtschafts-
system endgültig weltweit gesiegt.
Das auf der sozialistischen Planwirt-
schaft beruhende Konkurrenzmodell
war innerhalb weniger Jahre zusam-
mengebrochen. Aber spätestens mit
der »Finanzkrise« von 2008 wurde
deutlich, dass es das einheitliche ka-
pitalistische Weltsystem so nicht gab.
Während die Krise in den altindust-
rialisierten Ländern Europas und
Nordamerikas eine Periode der Stag-
nation bzw. des Niedrigwachstums
einleitete, die bis heute andauert,
setzte der Süden seine ökonomische
Expansion nur wenig gebremst fort.
Der vor knapp einem Jahrzehnt of-

fensichtlich werdende Aufstieg neuer
Wirtschaftsmächte im Süden begann
bereits vor drei Jahrzehnten, vor al-
lem in jenen Staaten, die heute unter
dem Kürzel BRICS (Brasilien, Russ-
land, Indien, China, Südafrika) zu-
sammengefasst werden. Die drama-
tischen Machtverschiebungen inner-
halb des kapitalistischen Weltsys-
tems, der Verlust der ökonomischen
Hegemonie der USA, der relative
Rückfall der »Triade« aus Nordame-
rika, Japan und Westeuropa und der
Aufstieg neuer Wirtschaftsmächte in
den früher als »Dritte Welt« abgeta-
nen Regionen waren für Jörg Gold-
berg Anlass, über den Realkapitalis-
mus von heute nachzudenken.
Der Aufstieg des Südens, konsta-

tiert Goldberg, habe sich unter kapi-
talistischen Vorzeichen vollzogen,
aber nicht als Resultat der immer
vollständigeren Übernahme der ka-
pitalistischen Gesellschaftsformation
des Westens. Die Kategorie Produk-
tionsweise beziehe sich auf die
Grundstrukturen der gesellschaftli-
chen Produktion. Sie werde durch
Konkurrenz und Klassenkampf regu-
liert, während der Begriff der öko-
nomischen Gesellschaftsformation
nach Meinung des Autors »Ausdruck
der Totalität und der Einheit aller
Sphären (der Basis, des Überbaus und
anderer) des gesellschaftlichen Le-
bens« ist. Zwischen beiden Katego-
rien hält Goldberg im Interesse einer
exakten Analyse eine scharfe Tren-
nung für notwendig. Denn während
der Siegeszug der kapitalistischen
Produktionsweise von England aus
voranschritt und im ausgehenden 20.
und beginnenden 21. Jahrhundert
universal geworden ist, sei die Ge-
sellschaftsformation in den Staaten
Asiens, Afrikas und Lateinamerikas
nicht vergleichsweise stark »ver-
westlicht« worden. Vieles von dem

wasGoldberg – in Anlehnung anMarx
– »historisches Milieu« nennt, sei dort
nicht nur erhalten geblieben, son-
dern habe dazu beigetragen, dass die
Staaten der »Dritten Welt« ökono-
misch aufholen konnten und heute in
der Weltwirtschaft und für deren
weitere Entwicklung einen eigenen,
unabhängigen Faktor darstellen.
Kurz: Der Süden habe sich gegen-
über dem Westen emanzipiert.
Man habe es zwar mit einer welt-

weiten Durchsetzung der kapitalisti-
schen Produktionsweise zu tun, je-
doch national bzw. regional unter-
schiedlich ausgeprägt in China, La-
teinamerika und Afrika sowie anders
geartet als die des Westens. Insofern,
meint Goldberg (und so ist auch der
Untertitel dieser Publikation zu ver-
stehen), könne man in den Ländern
der vormaligen »Dritten Welt« durch-
aus von einer Neuerfindung des Ka-
pitalismus als Gesellschaftsformation
reden. Goldberg spricht folgerichtig
vom chinesischen, afrikanischen und
vom lateinamerikanischen Kapitalis-
mus, er beschreibt die historische

Wurzeln und gegenwärtigen Aus-
prägung dieser Kapitalismen. Meiner
Auffassung nach gelingt ihm das am
besten für China. Die Diskussion un-
ter den Linken, ob das gegenwärtige,
von einer Kommunistischen Partei
geführte Land nicht doch noch ir-
gendwie sozialistisch oder vielleicht
noch nicht ganz kapitalistisch ist, be-
antwortet sich nach der Lektüre sei-
nes Buches fast von selbst: Der dor-
tige Kapitalismus wird mitgeprägt
durch die fast viertausendjährige chi-
nesische Geschichte.
Goldbergs Beschreibung der kapi-

talistischen Gesellschaftsordnungen
des Südens beinhaltet eine harsche
Kritik westlicher Wertearroganz, die,
entsprechend der neoliberalen Lehre,
davon ausgeht, dass dauerhafte wirt-
schaftliche Dynamik nur bei Über-
nahme der Institutionen der »euro-
päischen Moderne« möglich ist. Die-
se seien durch uneingeschränktes
Privateigentum, unbedingte Ver-
tragsfreiheit und Rechtssicherheit als
Grundlage der unternehmerischen
Beziehungen in der Wirtschaft, durch

die Trennung von Staat und Ökono-
mie sowie durch das Aufeinander-
wirken der einzelnen Kapitale in
freier Konkurrenz und durch Redu-
zierung der verwandtschaftlichen Ei-
gentumsbeziehungen von Clanfami-
lien charakterisiert. In Verhältnissen,
die durch die »asiatische Despotie«
gekennzeichnet sind, sei der Kapita-
lismus dagegen nicht entwicklungs-
fähig, so die westliche Hybris. Dort
könne sich die Moderne endogen
nicht durchsetzen. Sie müsse von au-
ßen, mittels der – vom Westen be-
herrschten – internationalen Institu-
tionen, mit Verträgen über Verhal-
tensregeln im Wirtschaftsverkehr wie
z. B. dem gerichtlich einklagbaren In-
vestitionsschutz à la TTIP durchge-
setzt werden. Goldberg nennt dies ein
»quasi koloniales Sendungsbewusst-
sein des Westens.«
Welche Schlussfolgerungen zieht

Goldberg aus den von ihm gewon-
nenen wirtschafts- und sozialhistori-
schen Erkenntnissen? Er denkt z. B.
darüber nach, ob der westliche Ka-
pitalismus, der seit der Weltwirt-

schaftskrise 2008 Probleme hat, mit
deren Folgen fertig zu werden, nicht
von den kapitalistischen Staaten der
Peripherie bei der Krisenbewältigung
lernen könnte? Etwa hinsichtlich ei-
nes stärkeren Eingreifens des Staates
in die Ökonomie. Wichtig erscheint
mir auch die Feststellung, dass für die
Entwicklung von antikapitalistischen
Transformationsstrategien der Lin-
ken auch »eigenständigeAnalysen der
kapitalistischen Gesellschaften des
Südens notwendig« sind. Abschlie-
ßend betont Goldberg noch einmal:
»Der Kapitalismus im Süden bewegt
sich auf der Grundlage eigener ge-
sellschaftlicher Gesetze, die andere
Strategien von Reform und Revolu-
tion erfordern als im europä-
isch/nordamerikanischen Westen.«
Kein Zweifel: Goldbergs Buch ist für
das Zurechtfinden in der gegenwär-
tigen Welt eine große Hilfe.

Jörg Goldberg: Die Emanzipation des
Südens. Die Neuerfindung des Kapita-
lismus aus Tradition und Weltmarkt.
PapyRossa, Köln. 326 S., br., 18,90 €.

Traditionelle Lebensweise und Moderne vereint – das Geheimnis von Chinas Aufstieg zum Global Player? Foto: iStock/heckepics
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Amnesty-Report

In vielen Ländern gehörten Un-
terdrückungsmaßnahmen 2015
fast schon zur Routine. Dabei
wurde immer und immer wieder
behauptet, sie seien notwendig,
um die nationale Sicherheit, Recht
und Ordnung sowie den Schutz
nationaler Werte aufrechtzuer-
halten. Häufig unterdrückten die
Behörden Meinungsäußerung im
Internet und gingen mit einem
umfassenden Maßnahmekatalog
gegen Kritiker vor, dazu zählten
willkürliche Festnahmen und In-
haftierungen, Folter und andere
Misshandlungen sowie Todesur-
teile.
Amnesty International deckte

2015 in einem Rechtsstreit Über-
wachungspraktiken einiger Staa-
ten auf, die sich vor allem gegen
das Privatleben und die Arbeit von
Menschenrechtsverteidigern rich-
teten und in ihrem Ausmaß an Or-
wells Roman »1984« erinnern. Ei-
ne der größten Gefahren besteht
mittlerweile darin, dass Staaten
ständig neue Unterdrückungsme-
thodem entwickeln, um mit der
sich weiterentwickelnden Tech-
nologie und Vernetzung Schritt zu
halten.
Auf Betreiben von Amnesty In-

ternational und anderen Organi-
sationen schuft die UN das Amt des
Sonderberichtserstatters über das
Recht auf Privatheit im digitalen
Zeitalter, das dazu beigetragen
soll, eindeutige Normen zum
Schutz der Menschenrechte im di-
gitalen Bereich zu entwickeln.
Nachdem die Bevölkerung in

der arabischen Welt vor fünf Jah-
ren ihre Ansichten in einer Weise
zum Ausdruck brachte, die Ge-
schichte schrieb, verschärften vie-
le Staaten ihr Vorgehen gegen Kri-
tik, Proteste und offene Mei-
nungsäußerungen. Amnesty In-
ternational forder die Regierun-
gen auf, die Rechte von Einzel-
personen und Gruppen zu res-
pektieren. Dazu zählen die Rech-
te, sich zu organisieren,zu ver-
sammeln und auszudrücken und
über jegliche Art von Medien zu
verbreiten und in gleicher Weise
gesetzlichen Schutz zu genießen.
Außerdem müssen Rechte res-

pektiert werden, die die Arbeit und
das Umfeld von Menschenrechts-
verteidigern schützen. Diese Rech-
te sind nicht nur für deren indivi-
duelle Freiheit unabdingbar, son-
dern auch deshalb, weil dadurch
wiederum der Menschenrechts-
schutz gestärkt wird.

Aus dem Vorwort von Salil Shetty, in-
ternationaler Generalsekretär von
Amnesty International, zu dem »Am-
nesty International Report 2015/16.
Zur weltweiten Lage der Menschen-
rechte« (S. Fischer, 528 S., br.,
14,99 €).

ANNOTIERT
»Skeptisch, aber nicht ablehnend«,
sind Gewerkschafter, »ein Beitrag zur
Lösung der Probleme des 21. Jahr-
hunderts« meinen Wissenschaftler.
Was bietet Corporate Social Re-
sponsibility (CSR) wirklich? Können
die ILO-Kernarbeitsnormen, die
OECD-Leitsätze für Unternehmen
oder der Global Compact der UNO ei-
ne neue Solidarität begründen? Dies
diskutieren Nikolaus Bley, Veit Hart-
mann und Wolfgang Orians in »CSR
aus der Sicht der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer« (Achter
Verlag, 504 S., geb., 39,90 €).

Nachhaltiges Wirtschaften zuguns-
ten aller Menschen ist in den letzten
25 Jahren einer nutzlosen Bereiche-
rung weniger gewichen. Die Finanz-
experten Marx Friedrich und Mat-
thias Weik klagen an: »Kapital-Feh-
ler. Wie unser Wohlstand vernich-
tet wird und warum wir ein neues
Wirtschaftsdenken brauchen«
(Eichborn, 349 S., geb., 19,99 €).

Nach »Reichtum ohne Religion« und
»Wirklichkeit ohne Wert« legte Ul-
rich Enderwitz eine neue Studie vor:
»Vergesellschaftung durch den
Markt. Über den Kapitalismus als
selbstgewirktes Schicksal einer po-
litischen Emanzipation auf der
Grundlage kommerziellen Aus-
tauschs« (PapyRossa, 159 S., br.,
32 €).


